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Ministerium für Justiz und Gesundheit 
 

21. Notfallreform auf Bundesebene: Land sollte seiner 
Vorreiterrolle weiter gerecht werden und mutig eigene 
Schritte gehen 
 

Um die vertragsärztliche Akutversorgung zu Zeiten sicherzu-
stellen, in denen die niedergelassenen Vertragsarztpraxen 
geschlossen haben, betreibt die KVSH unter anderem Anlaufpra
xen. Diese sind überwiegend an Krankenhäusern angesiedelt. 
Zur Abdeckung der Nachtzeiten hat die KVSH zusätzlich die 
Krankenhäuser über einen Kooperationsvertrag in die Versor
gung eingebunden. Allerdings können sich Patienten in Notfällen 
stets an die Notaufnahmen der Krankenhäuser wenden. 
 
Die Hauptbelastung in den Notaufnahmen entsteht nicht etwa zu 
den Zeiten, in denen diese einzige Anlaufstelle für Notfallpatien
ten sind. Vielmehr werden die Notaufnahmen vorrangig in den 
Zeiten in Anspruch genommen, in denen entweder die Vertrags
arzt- oder die Anlaufpraxen geöffnet haben.   
 
Die ambulante Notfallvergütung ist für die Krankenhäuser nicht 
kostendeckend. Defizite gehen zulasten der Krankenhausträger, 
unter anderem der Kommunen. Zudem fehlen den Krankenhäu
sern Mittel für Investitionen in ihren ambulanten Strukturen. Eine 
Investitionsfinanzierung aus Mitteln nach dem Krankenhaus-
finanzierungsgesetz ist rechtlich nicht möglich. 
 
Das Land hat bereits 2018 den Versuch unternommen, durch 
Förderung von Investitionen in die sektorenübergreifende Ver
sorgung, also die Schnittstelle zwischen dem ambulanten und 
stationären Leistungsbereich, die Situation für die Kranken-
häuser zu verbessern. Aufgrund der hohen rechtlichen Hürden 
blieben die Effekte gering. 
 
Die auf Bundesebene geplante Notfallreform löst die bestehen
den Probleme in Schleswig-Holstein nicht. Sie fördert Doppel
strukturen, verfestigt die Sektorengrenze zwischen Vertragsarzt
praxen und Krankenhäusern und verursacht Mehrkosten. Der 
Fachkräftemangel bleibt unberücksichtigt. Aufgrund der vorhan
denen Erfahrungen in Schleswig-Holstein sollte das Land die 
Beteiligten ermutigen, neue Wege auszuprobieren, um die Sekto
rentrennung weiter aufzubrechen, Doppelvorhaltungen zu ver
meiden und die Versorgung zu verbessern. 
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21.1 Vorbemerkungen 
 
Aktuell weist die Notfallversorgung in Deutschland vielfältige Probleme und 
Ineffizienzen auf. So steigen durch unnötige Inanspruchnahmen die Zahl 
der Notfallbehandlungen im Krankenhaus und die Einsatzzahlen im Ret
tungsdienst. Der Fachkräftemangel führt zu Überlastungen und es fehlen 
unter anderem klare Zuständigkeiten für eine sektorenübergreifende 
Organisation der verschiedenen Aufgabenbereiche, um nur die drän
gendsten Probleme zu benennen. 
 
Eine Reform auf Bundesebene steht daher schon seit mehr als 10 Jahren 
im gesundheitspolitischen Fokus.1 Ende 2025 legte die Bundesgesund
heitsministerin den nunmehr dritten Entwurf für eine Reform der Notfall
versorgung vor. Seit Ende April 2026 liegt der Kabinettsentwurf vor. Vor 
dem Hintergrund der Reformbestrebungen auf Bundesebene hat der LRH 
die bestehende Struktur der Notfallversorgung in Schleswig-Holstein be
trachtet. Ziel war es, anhand der Erfahrungen in den geprüften Kranken
häusern zu bewerten: Wie gut ist Schleswig-Holstein auf die Reformmaß
nahmen vorbereitet? Welche Erfahrungen aus Schleswig-Holstein können 
für die geplante Notfallreform genutzt werden? 
 

21.2 Akteure der Notfallversorgung 
 
In Deutschland sind 3 Akteure an der Notfallversorgung beteiligt: Die nie
dergelassenen Ärzte über die Kassenärztlichen Vereinigungen (KV), die 
Notaufnahmen der Krankenhäuser und der Rettungsdienst. 
 
Die ambulante Akutversorgung in nicht lebensbedrohlichen Fällen, jedoch 
bei dringlichem ambulanten Behandlungsbedarf, erfolgt tagsüber in den 
Praxen der niedergelassenen Vertragsärzte. Um Menschen mit Erkran
kungen, deren Behandlung nicht bis zum nächsten Werktag warten kann, 
auch außerhalb der üblichen Sprechstundenzeiten primär ambulant zu 
versorgen, sind die KV gesetzlich verpflichtet, einen vertragsärztlichen 
Notdienst bereitzustellen.2 Die konkrete Ausgestaltung des vertragsärzt-
lichen Notdienstes erfolgt durch die jeweiligen KV der Länder. 
 
Die Notaufnahme des Krankenhauses ist in erster Linie die Anlaufstelle für 
schwer und lebensbedrohlich erkrankte Patienten, die über den Rettungs
dienst ins Krankenhaus transportiert werden. Die Patienten können die 

 
1  Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen (SVR), 

Gutachten 2014, Bedarfsgerechte Versorgung - Perspektiven für ländliche Regionen und 
ausgewählte Leistungsbereiche; SVR, Gutachten 2018, Bedarfsgerechte Steuerung der 
Gesundheitsversorgung. 

2  § 75 Abs. 1b Satz 1 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch - Gesetzliche Krankenversicherung 
(SGB V) vom 20.12.1988, zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 23.04.2026, 
BGBl I 2026 Nr. 112. 



199 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Notaufnahmen aber im Notfall auch auf eigene Initiative aufsuchen. Ein 
Notfall liegt nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vor, wenn 
die Behandlung aus medizinischen Gründen so dringlich ist, dass es 
bereits an der Zeit für die Auswahl eines niedergelassenen Arztes und 
dessen Behandlung fehlt.1 
 
Aufgabe des Rettungsdienstes ist es, das Leben oder die Gesundheit von 
Notfallpatienten zu erhalten, sie transportfähig zu machen und sie unter 
fachgerechter Betreuung in eine für die weitere Versorgung geeignete Ein-
richtung zu befördern oder sie im Einzelfall auch nur zu versorgen. 
 

21.3 Struktur der Notfallversorgung in Schleswig-Holstein 
 
Als erste KV deutschlandweit hat die Kassenärztliche Vereinigung 
Schleswig-Holstein (KVSH) ihren vertragsärztlichen Notdienst bereits 2007 
„drastisch reformiert“.2 Neben einem fahrenden Dienst und einer Telefon
hotline findet die vertragsärztliche Notfallversorgung sowohl für den allge
meinen als auch für den kinderärztlichen Notdienst seither in Anlaufpraxen 
statt, die mit wenigen Ausnahmen an Krankenhäusern angesiedelt sind. 
Über feste Anlaufstellen wurde der vertragsärztliche Notdienst für die 
Patienten planbarer und die niedergelassenen Vertragsärzte attraktiver 
gestaltet. 
 
Betreiber der Anlaufpraxis ist die KVSH. Die ärztlichen Dienste überneh
men niedergelassene Ärzte und zumindest bis 2023 in nicht unerheb-
lichem Umfang auch Honorarärzte, die mit der KVSH einen Dienst-
leistungsvertrag für Notdienste abgeschlossen haben.3 Daneben hat die 
KVSH mit den Krankenhäusern ähnlich lautende Kooperationsverträge 
abgeschlossen. Darin verpflichten sich die Krankenhäuser zum einen, der 
KVSH während der Öffnungszeiten der Anlaufpraxen die notwendigen 
Räume zur Verfügung zu stellen. Hierfür zahlt die KVSH keine Miete. 
Lediglich die Betriebskosten, wie beispielsweise Wärme, Wasser, EDV 
und Telefon werden von der KVSH über einen Pauschalbetrag erstattet. 
Dieser ist unabhängig von der Größe und Ausstattung der zur Verfügung 
gestellten Räume. 
 
Zum anderen übernehmen die Krankenhäuser die ambulante Akutversor
gung in der Nacht ab Schließzeit der Anlaufpraxis bis 8 Uhr am Folgetag. 
Sie rechnen hierfür gegenüber der KVSH die Vergütung ab, die ihnen 
nach dem Gebührenverzeichnis zusteht. 

 
1  Bundessozialgericht, Urteil vom 11.09.2019, B 6 KA 6/18 R, Rn. 18, juris.  
2  Ambulante Notfallversorgung: Patienten behandeln - aber am richtigen Ort, Deutsches 

Ärzteblatt 2015, A 353 (353). 
3  https://www.kvsh.de/presse/pressemitteilungen/nach-bsg-urteil-kvsh-kuendigt-pool-

aerzten-im-bereitschaftsdienst. 

https://www.kvsh.de/presse/pressemitteilungen/nach-bsg-urteil-kvsh-kuendigt-poolaerzten-im-bereitschaftsdienst
https://www.kvsh.de/presse/pressemitteilungen/nach-bsg-urteil-kvsh-kuendigt-poolaerzten-im-bereitschaftsdienst
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Daneben gibt es sprechstundenfreie Zeiten (Notdienstzeiten), die weder 
der Anlaufpraxis noch den Krankenhäusern vertraglich zugewiesen sind. 
Das betrifft im Wesentlichen die Nachmittagsstunden mittwochs und frei
tags sowie an Wochenenden und Feiertagen die Zeiten ab 8 Uhr bis zur 
Öffnung der Anlaufpraxen und teilweise deren Schließzeiten über Mittag. 
Die KVSH begründet dies damit, durch eine Konzentration der Öffnungs
zeiten eine effizientere Auslastung der Anlaufpraxen erreichen zu wollen. 
Schon 2007 waren 17 % der Notdienstzeiten weder durch die 
Anlaufpraxen noch durch die Krankenhäuser besetzt. 
 
Für die Krankenhäuser bleibt es allerdings auch ohne vertragliche Rege
lung bei der gesetzlichen Verpflichtung, Notfallpatienten behandeln zu 
müssen. Die Notfallversorgung zu den vertraglich nicht geregelten Zeiten 
ist daher faktisch über die Notaufnahmen der Krankenhäuser sicherge
stellt. 
 

21.3.1 Überwiegende Inanspruchnahme der Krankenhäuser außerhalb der 
Notdienstzeiten zeigt: Ambulante Akutversorgung ohne Kranken-
häuser nicht denkbar 
 
Die Prüfung hat gezeigt: Die vielfach beklagte Überlastung in den Notauf
nahmen der Krankenhäuser mit nicht lebensbedrohlich erkrankten Patien
ten, die im Krankenhaus ambulant behandelt werden, entsteht nicht zu 
den Zeiten, in denen die Krankenhäuser nach dem Kooperationsvertrag 
mit der KVSH für die Versorgung der ambulanten Notfälle zuständig sind. 
In dieser Zeit (knapp 75 von 128 Stunden in der Woche, überwiegend 
nachts), behandeln sie nur 19 % der insgesamt in den Notaufnahmen 
behandelten ambulanten Fälle. 81 % der Patienten suchten die Notauf
nahme im Prüfungszeitraum zu Zeiten auf, in denen das geprüfte Kran
kenhaus nicht von der KVSH in die ambulante Notfallversorgung einge
bunden war. 
 
Die Hauptbelastungen in den Notaufnahmen entstehen mithin parallel zu 
den vertragsärztlichen Angeboten. 
 
An den Wochentagen (Montag bis Freitag) suchte mehr als die Hälfte der 
ambulanten Akutpatienten die geprüften Krankenhäuser zu den Öffnungs
zeiten der niedergelassenen Vertragsärzte auf - also außerhalb der Not
dienstzeiten. Diese Fälle sind keine „echten“ Notfälle im Sinne der Not
dienstverordnung, weil die Patienten die Notaufnahme des Krankenhauses 
trotz geöffneter Vertragsarztpraxen aufsuchen. Ausgenommen sind die 
Patienten, die über den Rettungsdienst gebracht werden. 
 



201 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Ähnlich groß ist die Belastung in den Notaufnahmen zu Zeiten, in denen 
die Anlaufpraxen geöffnet sind. Dies geschieht, obwohl im Kooperations
vertrag vereinbart ist, dass alle gesetzlich krankenversicherten fußläufigen 
Notfallpatienten den diensthabenden Ärzten der Anlaufpraxis vorzustellen 
sind. Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass die Anlaufpraxen aufgrund der 
eingeschränkten Diagnostikmöglichkeiten Patienten an die Notaufnahme 
verweisen.  
 

21.3.2 Aus Versorgungsgesichtspunkten ist kein Kooperationsvertrag not
wendig 
 
Da die Patienten im Notfall das Recht haben, Krankenhäuser in Anspruch 
zu nehmen, regelt der Kooperationsvertrag die Versorgung nur vorder
gründig. Das Krankenhaus muss Notfälle immer versorgen - unabhängig 
davon, ob es hierzu vertraglich verpflichtet ist oder nicht. Mit dieser 
Sicherheit in der Hinterhand kann die KVSH die Öffnungszeiten ihrer 
Anlaufpraxen beschränken. Hiervon hat die KVSH im Laufe der Zeit auch 
Gebrauch gemacht, ohne die Verträge mit den Krankenhäusern anzu-
passen. 
 
Solange es daher bei dem freien Zugang zu den Notaufnahmen des Kran
kenhauses im Notfall bleibt, wird der Patient den Weg suchen, auf dem er 
nach seiner Vorstellung vermeintlich am schnellsten zum Ziel kommt. Eine 
Reduktion der ambulanten Notfallbehandlungen im Krankenhaus kann aus 
Sicht des LRH nur durch einen restriktiveren Zugang zu den Notaufnah
men der Krankenhäuser erreicht werden. Entsprechende Erfahrungen gibt 
es in Dänemark, wo eine selbstständige Vorstellung in den Notaufnahmen 
ohne vorherige Beratung und Ersteinschätzung, z. B. durch eine Notfall-
Telefonzentrale, und ohne Überweisung nicht mehr möglich ist. 
 

21.3.3 Verlagerung von Defiziten auf die Krankenhäuser 
 
Die Vergütung von zuletzt durchschnittlich 42 € pro ambulantem Notfall ist 
für die Krankenhäuser nicht kostendeckend. Extrakosten einzelner Kran
kenhäuser, wie beispielsweise die von einigen Krankenhäusern zumindest 
teilweise als Eigenleistung erbrachten Investitionen zur baulichen Integra
tion der Anlaufpraxen in die Notaufnahme (vgl. Tz. 21.4), werden nicht 
gesondert vergütet und vergrößern die Unterdeckung. Die Defizite gehen 
zulasten der Krankenhäuser bzw. ihrer Träger.  
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21.4 Rechtliche Hürden verhinderten effektive Investitionsförderung 
 
Da die Krankenhausinvestitionsfinanzierung1 keine Förderung von ambu
lanten und sektorenübergreifenden Maßnahmen zulässt, sondern auf 
Maßnahmen in die stationäre Infrastruktur eines Krankenhauses 
beschränkt ist, förderte das seinerzeitige Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren bzw. das jetzige Ministerium 
für Justiz und Gesundheit (Gesundheitsministerium) ab 2018 Investitionen 
in die sektorenübergreifende medizinische Versorgung an Krankenhäu
sern über eine Förderrichtlinie.2 Schwerpunkt der Förderung sollte die sek
torenübergreifende ambulante Notfallversorgung sein, insbesondere die 
Integration von Anlaufpraxen in die Notaufnahmen und die Schaffung einer 
gemeinsamen Ersteinschätzungsstelle. Damit sollte dem hohen Stellen
wert für die Sicherstellung der medizinischen Versorgung Rechnung 
getragen werden. Ursprünglich wollte das Land 50 Mio. € aus dem Son
dervermögen IMPULS 2030 zur Verfügung stellen. 
 
Das Ziel der schwerpunktmäßigen Förderung der Notfallversorgung wurde 
nicht erreicht. Zwischen 2018 und 2022 wurden 14 Förderanträge gestellt. 
Davon bezogen sich 8 auf eine stärkere Integration der Anlaufpraxis in die 
stationäre Notaufnahme. Von der insgesamt bewilligten Fördersumme von 
13,7 Mio. € entfielen mit 5,2 Mio. € nur 38 % auf Investitionen in die Not
fallstrukturen. Bei allen geförderten Krankenhäusern war der Ausbau der 
ambulanten Notfallstrukturen nur ein kleiner Annex zu einer größeren bau
lichen Veränderung der stationären Notaufnahme.  
 
Aus rechtlichen und haushalterischen Gründen musste daher ein gemein
samer Bauvorgang auf 2 getrennte Investitionsförderungen aufgeteilt wer
den. Dies machte das Verfahren sehr aufwendig, erschwerte die Antrag
stellung und führte zu Verzögerungen. Das Gesundheitsministerium 
musste einen hohen Aufwand betreiben, um Doppelförderungen zu ver
meiden.  
 
Ab 2023 wurden keine neuen Mittel mehr im Haushalt zur Verfügung 
gestellt. Stattdessen wurden Gelder, die im Haushalt ursprünglich für die 
Notfallversorgung gebunden waren, umgewidmet. Die Verlängerung der 
IMPULS-RL in 20233 diente nur noch der Abfinanzierung bereits beantrag

 
1  Nach dem Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung 

der Krankenhauspflegesätze (Krankenhausfinanzierungsgesetz - KHG) vom 10.04.1991, 
BGBl. I S. 886, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 09.04.2026, BGBl. I 2026 
Nr. 98. 

2  Vgl. Richtlinie zur Gewährung von Zuschüssen für Investitionen zum Ausbau der sekto-
renübergreifenden medizinischen Versorgung aus dem Sondervermögen IMPULS 2030 
vom 08.10.2018, Amtsbl. Schl.-H. S. 814, im Folgenden IMPULS-RL. 

3  Richtlinie zur Förderung von ambulanten, stationären und sektorenübergreifenden Ange
boten – Versorgungssicherungsfonds vom 24.09.2018, Amtsbl. Schl.-H. S. 816, zuletzt 
verlängert durch Richtlinie vom 11.05.2023, Amtsbl. Schl.-H. S. 1393. 
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ter Maßnahmen. Im Ergebnis blieb die Förderung hinter den Erwartungen 
zurück. Trotz der Landesförderung verblieben Kosten bei den Kranken
hausträgern, die diese aus Eigenmitteln tragen mussten. 
 
Der Versuch des Landes zeigt die Schwierigkeiten und die begrenzten 
Möglichkeiten des Landes, bei der bestehenden bundesrechtlichen Geset
zeslage die Sektorengrenzen zu überwinden.  
 
Das Gesundheitsministerium bestätigt, dass die ursprüngliche Investi-
tionssumme über die IMPULS-RL nicht realisiert werden konnte. Gleich
zeitig betont es, dass es im Rahmen der regulären Krankenhausinvesti-
tionsfinanzierung seine Anstrengungen deutlich erhöht habe. Dabei seien 
in erheblichem Umfang auch Notfallstrukturen gefördert worden. Beispiel
haft zählt das Gesundheitsministerium die Ertüchtigung von Zentralen 
Notaufnahmen und Aufnahmestationen, Hubschrauber(dach)landeplätzen 
und Notfallzentren auf.  
 
Der LRH befürwortet den vom Land eingeschlagenen Weg. 
 

21.5 Reformvorschläge auf Bundesebene 
 
Seit dem Gutachten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der Ent
wicklung im Gesundheitswesen (SVR) aus 2018 wird die Zusammenarbeit 
von vertragsärztlichem Bereitschaftsdienst und Krankenhausnotaufnahme 
in einem Integrierten Notfallzentrum (INZ) als wesentlicher Baustein zur 
Verbesserung der Versorgung gesehen.1  
 
Ein INZ ist eine sektorenübergreifende Behandlungsstruktur, bestehend 
aus der Notaufnahme eines Krankenhauses, einer Praxis der KV zur not
dienstlichen Akutversorgung und einer zentralen Ersteinschätzungsstelle. 
Einzelheiten zur Zusammenarbeit im INZ sollen künftig in einer Rahmen
vereinbarung geregelt und vor Ort in einer Kooperationsvereinbarung 
umgesetzt werden. Im Gesetzentwurf werden feste Mindestöffnungszeiten 
für die KV-Notdienstpraxen festgelegt. Diese sollen an Wochenenden und 
Feiertagen von 9 bis 21 Uhr, mittwochs und freitags von 14 bis 21 Uhr und 
an den übrigen Tagen von 18 bis 21 Uhr geöffnet haben. Im Vergleich zu 
den Öffnungszeiten der Anlaufpraxen in 2025 müsste die KVSH knapp 
31.500 Bereitschaftsdienststunden mehr abdecken als bisher. Mit den 
aktuell angesetzten Stundenkontingenten wären lediglich 61 % der künftig 
vorgesehenen Stundenkontingente abgedeckt. Verkürzungen der Öff
nungszeiten sollen im Rahmen der Kooperationsvereinbarung möglich 

 
1  SVR, Gutachten 2018, Bedarfsgerechte Steuerung der Gesundheitsversorgung S. 767. 
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sein, wenn die KV nachweist, dass der Betrieb aufgrund der tatsächlichen 
Inanspruchnahme nicht bedarfsgerecht ist.  
 

21.5.1 Es wird teurer, aber nicht besser 
 
Die von den KV zusätzlich aufzubauenden Strukturen werden erhebliche 
Kosten verursachen. Derzeit zahlt die KVSH in ihren Anlaufpraxen ein 
Arzthonorar von 90,00 € pro Stunde für einen regulären Dienst. Die 
zusätzlichen 31.500 INZ-Stunden würden daher allein für die Ärzte Mehr
kosten von mindestens 2,8 Mio. € im Jahr verursachen. Hinzu kämen wei
tere Struktur- und Verwaltungskosten, wie beispielsweise Kosten für das 
ärztliche Hilfspersonal in den Anlaufpraxen.  
 
Eine Verbesserung der Versorgung ist demgegenüber nicht zu erwarten, 
denn auch jetzt gibt es keine Versorgungslücken. Die Notaufnahmen der 
Krankenhäuser stellen schon heute die Versorgung sicher, wenn die 
Anlaufpraxen geschlossen haben - und zwar aktuell ohne Zusatzkosten für 
die Kostenträger. Statt in teure Doppelstrukturen zu investieren, sollte aus 
Sicht des LRH in Betracht gezogen werden, die Leistungen der Kranken
häuser künftig besser zu vergüten, zumal trotz erweiterter Öffnungszeiten 
zu erwarten ist, dass auch im INZ künftig Patienten aus den KV-Notdienst-
praxen an die Notaufnahmen der Krankenhäuser verwiesen werden. 
 

21.5.2 Die Ressourcen sind nicht vorhanden 
 
Zudem muss berücksichtigt werden, dass die KVSH teilweise schon jetzt 
Probleme hat, die Bereitschaftszeiten in den Anlaufpraxen zu besetzen. Es 
ist deshalb fraglich, ob die KVSH die erforderlichen Ärzte für die Beset
zung der KV-Notdienstpraxen wird akquirieren können.  
 
Denn nach den Vorgaben der Reform benötigt die KVSH die Ärzte auch 
an anderer Stelle. Nach dieser haben die KV ein durchgehend erreich-
bares telefonisch oder videounterstütztes ärztliches Versorgungsangebot 
aufzubauen. Mit Blick auf die demografische Bevölkerungsentwicklung soll 
daneben auch der Fahrdienst künftig jederzeit erreichbar sein.  
 
Der SVR fordert in seinem aktuellen Gutachten angesichts des Fachkräfte-
mangels den effizienten Einsatz der Personalressourcen.1 Diese Erwä
gung hat im Gesetzentwurf noch keinen Niederschlag gefunden.  
 
Das Gesundheitsministerium betont, dass auch die Krankenhäuser die 
Lasten des demografischen Wandels und der fehlenden Fachkräfte zu  

 
1  SVR, „Fachkräfte im Gesundheitswesen - Nachhaltiger Einsatz einer knappen Ressource“, 

Gutachten 2024, S. 263. 
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tragen hätten. Die personellen, materiellen und finanziellen Ressourcen 
seien auch bei den Krankenhäusern begrenzt. Die Problematik verschärfe 
sich, wenn die Ressourcen der Krankenhäuser durch Aufgaben gebunden 
würden, die nicht zum originären Leistungsauftrag der Krankenhäuser 
gehörten. 
 
Der LRH kennt die Problematik. Er spricht sich deshalb für eine restrik-
tivere Patientensteuerung aus, um die schwindenden Ressourcen effizien
ter zu nutzen und Doppelstrukturen abzubauen.1  
 

21.5.3 Entlastung der Krankenhäuser gering 
 
Für das Hauptproblem der Notaufnahmen, die Inanspruchnahme während 
der Öffnungszeiten der Vertragsärzte, hält der Gesetzentwurf keine 
Lösung bereit. Erweiterte Öffnungszeiten der KV-Notdienstpraxen bringen 
keine Erleichterung. Stattdessen ist mit einer weiteren Sogwirkung zu 
rechnen, die zusätzliche Patienten ins Krankenhaus bringt.  
 
Ob die geplante rund um die Uhr verfügbare telemedizinische und auf-
suchende Versorgung - wie vom Gesetzgeber erwartet - Patienten davon 
abhält, ins Krankenhaus zu fahren, wird von der Erreichbarkeit, Verfügbar
keit und Verlässlichkeit der Angebote abhängen. Dazu müsste es der KV 
trotz Fachkräftemangels gelingen, ein attraktives Angebot aufzubauen. 
Weitere Pflichtdienste für die Vertragsärzte stehen allerdings im Gegen
satz zu der allseits geforderten Attraktivitätssteigerung, mit der mehr Ärzte 
motiviert werden sollen, sich in eigener Praxis niederzulassen. Kürzungen 
der Praxisöffnungszeiten, um telemedizinische oder fahrende Dienste zu 
besetzen, wirken sich zudem kontraproduktiv auf die ambulante Akutver
sorgung in den niedergelassenen Vertragsarztpraxen aus. 
 

21.6 Fazit 
 
Im Ergebnis wird durch die Reform nach dem aktuellen Stand die Tren
nung der Sektoren manifestiert, statt sie zu überwinden. Statt Ressourcen 
zu bündeln, werden Doppelstrukturen aufgebaut, für die es an Personal 
fehlt. Statt die Notfallversorgung zu stärken, wird sie durch auszubauende 
Parallelangebote geschwächt, beispielsweise durch die Ausweitung der 
Öffnungszeiten in den Anlaufpraxen bei gleichzeitig ohnehin betriebenen 
Notaufnahmen. Der Patient erhält immer weitere Möglichkeiten, ohne dass 
ihm klare Entscheidungshilfen gegeben und Grenzen gesetzt werden. Dies 
erschwert die Lenkung, statt sie zu verbessern. Der Gesetzentwurf führt 

 
1  Vgl. Tz. 21.3.2. 
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an vielen Stellen zu Mehrkosten. Obwohl mehr Geld zur Verfügung gestellt 
werden soll, bleiben defizitäre Strukturen erhalten. 
 
Angesichts der vorhandenen Erfahrungen in Schleswig-Holstein regt der 
LRH an, abseits der geplanten Notfallreform mutig neue Wege auszupro
bieren, um die Sektorentrennung weiter aufzubrechen, Doppelvorhaltun
gen zu vermeiden und so die Versorgung zu verbessern.  
 
Das Gesundheitsministerium verweist darauf, dass das Land Schleswig-
Holstein auf dem Feld der Notfallversorgung bereits in der Vergangenheit 
mit Tatkraft und aus eigener Initiative an Verbesserungen und Innnovatio
nen gearbeitet habe. Insofern verweist es auf die Bundesratsinitiative des 
Landes 2018 zur Weiterentwicklung der Anlaufpraxen zur Entlastung der 
Zentralen Notaufnahmen.1 Angesichts der Reformbestrebungen auf Bun
desebene wurde über diese Initiative jedoch nie entschieden.  
 
Der LRH bestärkt das Gesundheitsministerium, initiativ zu bleiben und die 
Strukturen der Notfallversorgung innovativ weiterzuentwickeln. 
 

  

 
1  Vgl. BR-Drs. 71/18 (neu). 
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